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Medieninformation 
 
Bedingt abwehrbereit – Ist unsere Rechtsordnung auf die Abwehr 
äußerer Bedrohungen ausreichend vorbereitet? 
 
Abteilung Öffentliches Recht – aus den Referaten am Mittwoch 

 

Grundlage der Referate war das Gutachten von Prof. Dr. Tristan Barczak, 

LL.M. 

 

Erfurt, den 16. September 2026 – In einem Punkt besteht 

weitgehende Einigkeit: Die deutsche Rechtsordnung ist auf die Abwehr 

äußerer Bedrohungen allenfalls bedingt vorbereitet. 

 

Prof. Dr. Sven Eisenmenger (Hamburg) eröffnet mit einer 

Lagebeschreibung: Geopolitische, ökologische, gesellschaftliche und 

technologische Krisen kumulieren zu einer „Polykrise“. Den All-

Gefahren-Ansatz bewertet er als dem Grundgesetz immanent, eine 

gesonderte Aufnahme hybrider Bedrohungslagen in die Verfassung 

lehnt er daher ab. Das Helferrecht bezeichnet er als „einzigen 

Flickenteppich“. Er fordert eine Aktivierung des Ehrenamts, die 

Einbindung privater Sicherheitsdienstleister sowie – abweichend vom 

Gutachter Barczak – eine echte Kodifikation „Zivile Verteidigung“. Statt 

gesetzlicher Eigenvorsorge solle eine staatliche 

Informationsbringschuld treten. 

 

Ministerialdirektor Dr. Alexander Götz (Berlin) bezeichnet die 

friedenspolitische Euphorie der 1990er Jahre als „Illusion“: „Die Stärke 

des Rechts setzt voraus, dass man dem Recht zur Stärke verhilft. Wer 

das Recht des Stärkeren verhindern will, darf selbst nicht schwach 
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sein.“ Beschleunigungsmöglichkeiten liegen überwiegend in der 

Ablauforganisation. Das 

Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetz (BwBBG) vom 10. 

Februar 2026 und ein in Arbeit befindliches Bundeswehr-

Infrastrukturbeschleunigungsgesetz sollen weitere rechtliche Hürden 

abbauen. Für die Sicherstellungsgesetze fordert er eine Flexibilisierung 

unterhalb der Notstandsschwelle des Art. 80a GG. 

 

Chefjustiziar Christian Graf (Hamburg) appelliert daran, die Wirtschaft 

als strategischen Partner bereits im Vorfeld von Krisen einzubinden, 

nicht erst als Adressatin hoheitlicher Bewirtschaftungszwänge. 

Wirtschaftssicherstellungsgesetz (WiSiG) und Bundesleistungsgesetz 

(BLG) weisen Regelungsüberschneidungen auf, die im Ernstfall 

Rechtsunsicherheiten erzeugen; Kammern und Verbände müssen 

stärker eingebunden werden. Ein Vorverlagerungsgesetz lehnt Graf ab: 

strukturelle Resilienz durch wirtschaftliche Stärke und moderne 

Infrastruktur sei der richtige Weg. 

 

Dr. Eva Högl (Bremen), Innensenatorin und ehemalige 

Wehrbeauftragte, warnt: „Ich neige nicht zum Drama, aber die Lage 

gebietet es, dass wir sie so ernst nehmen, wie sie ist.“ Eine 

Veränderung der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern hält sie 

für nicht erforderlich. Art. 35 GG lässt Högl unangetastet: „Hände weg 

von Art. 35 GG!“ Eine Grundgesetzänderung zur Überwindung der 

Trennung von Streitkräften und Wehrverwaltung (Art. 87a, 87b GG) 

hält sie hingegen für geboten. Schließlich merkt sie an: „Ich bin 

absoluter Fan eines Gesellschaftsjahres. Es stärkt den Zusammenhalt 

der Gesellschaft sowie die Verteidigungsfähigkeit unseres Landes.“ 

 


